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	Vergabeverfahren 
„RV Dataport Elektroinstallations-
arbeiten"

	Vergabeart: 
Öffentliche Ausschreibung (VOB/A)

	Einzureichen bis 
(Ablauf der Angebotsfrist):
23.03.2020, 12:00 Uhr

	Ablauf der Bindefrist: 22.04.2020


Dataport
Submissionsstelle
Raum 310
Billstraße 82
20539 Hamburg

Angebot
Anschrift des Einzelbieters
oder eines Mitgliedes
der Bietergemeinschaft:
NAME/FIRMA
    

STRASSE + HAUSNUMMER
     

POSTLEITZAHL + ORT
     
Bezeichnung des Bieters oder der Bietergemeinschaft
     

In dem Vergabeverfahren
„RV Dataport Elektroinstallationsarbeiten"
sind wir gemäß Ihrer Aufforderung zur Abgabe eines Angebots bereit, den Auftrag auszuführen.
|_|Los 1 Hamburg, Bremen, Lüneburg*:	
|_|Los 2 Altenholz / Kiel*: 	
|_|Los 3 Rostock*: 
* Zutreffendes bitte ankreuzen.
Wir reichen unser Angebot ein als
|_|	Einzelbieter*
|_|	Bietergemeinschaft*
* Zutreffendes bitte ankreuzen.

Wir erklären:

(1) Unserem Angebot liegen die „Bewerbungsbedingungen“, die in den Vergabeunterlagen enthalten sind, zugrunde. Sämtliche Erklärungen dieses Deckblatts werden im Falle der Zuschlagserteilung Vertragsinhalt. Sämtliche Inhalte der in diesem Angebotsdeckblatt angeführten gesetzlichen Bestimmungen und Vorschriften sind uns bekannt.

(2) Es liegen keine Ausschlussgründe i.S. der §§ 6a Abs. 2 Nr. 4 – 9, 16 Abs. 1 Nr. 5 und 16 Abs. 2 Nr. 1 – 5 VOB/A vor. Es liegen auch keine entsprechenden Verfehlungen vor.

Uns ist bekannt, dass wir vom Verfahren ausgeschlossen werden können, wenn Ausschlussgründe i.S.v. § 16 VOB/A vorliegen.

Sollte einer der vorbenannten Ausschlussgründe bei uns oder einem Nachunternehmer vorliegen oder sollten wir oder ein Nachunternehmer von einer öffentlichen Stelle von Auftragsvergaben ausgeschlossen worden sein oder werden, werden wir den Auftraggeber unverzüglich davon in Kenntnis setzen. Diese Verpflichtung gilt über die Dauer des Vergabeverfahrens hinaus auch für die Vertragslaufzeit. Ein Verstoß gegen diese Verpflichtung führt zu einem außerordentlichen Kündigungsrecht des Auftraggebers. 

(3) Zuverlässigkeit
Wir sind zuverlässig im Sinne von § 6a Abs. 1 VOB/A. 

(4) Die von uns angebotenen Preise sind angemessen i.S.v. § 16d Abs. 1 Nr. 1 VOB/A. Sie sind seriös kalkuliert und für die gesamte Vertragslaufzeit gültig. Diese Erklärung gilt vorbehaltlich einer vertraglich vereinbarten Preisanpassungsklausel. 

(5) Bei der Auftragsdurchführung werden im Kontakt zum Auftraggeber nur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eingesetzt, die in ausreichendem Maße über Kenntnisse der deutschen Sprache in Wort und Schrift verfügen.

(6) Wir verpflichten uns sicherzustellen, dass die zur Erfüllung des Auftrages eingesetzten Personen bei der Auftragserfüllung nicht die „Technologie von L. Ron Hubbard“ anwenden, lehren oder in sonstiger Weise verbreiten, und erklären hiermit, dass der Auftraggeber bei einem Verstoß gegen diese Verpflichtung unbeschadet weitergehender Rechte berechtigt ist, den Vertrag jederzeit ohne Einhaltung einer Frist zu kündigen.

(7) Wir verfügen über die erforderlichen wirtschaftlichen und finanziellen Kapazitäten für die Ausführung dieses Auftrags. Uns ist bekannt, dass der Auftraggeber jederzeit weitere Informationen und Nachweise von einem Bieter verlangen kann, um seine Angaben überprüfen zu können.

(8)     
a) Wir zahlen unseren unmittelbar für die Leistungserbringung in Deutschland eingesetzten Beschäftigten, ohne Auszubildende, Praktikantinnen und Praktikanten, Hilfskräfte und Teilnehmende an Bundesfreiwilligendiensten, wenigstens ein Mindeststundenentgelt von 9,99 Euro (brutto) (§ 4 Abs. 1 VGSH).

b) Wir stellen sicher, dass diese Pflicht auch von sämtlichen Unterauftragnehmern und Verleihern von Arbeitsnehmern eingehalten wird.

c) Wir räumen dem Auftraggeber das Recht ein, Kontrollen durchzuführen und Unterlagen anzufordern, um die Einhaltung der in § 4 Abs. 1 VGSH auferlegten Pflichten zu überprüfen (§ 4 Abs. 3 VGSH).

d) Uns ist bekannt, dass dem öffentlichen Auftraggeber ein vertragliches außerordentliches Kündigungsrecht sowie eine Vertragsstrafe für den Fall der Verletzung der in § 4 Abs. 1 VGSH genannten Pflichten oder einer Vereitelung der Kontrollen nach § 4 Abs. 3 VGSH zusteht (§ 4 Abs. 4 VGSH).

(9) § 16 Vergabeverordnung (VgV) normiert für als voreingenommen geltende Personen ein Mitwirkungsverbot bei Vergabeverfahren. Uns liegen keine Erkenntnisse vor, dass auf Bieterseite eine Person als voreingenommen im Sinne dieser Vorschrift anzusehen ist.

(10) Vertraulichkeitserklärung:
1. Sämtliche Informationen, die wir in Zusammenhang mit dem Vergabeverfahren oder der Durchführung sowie der Gestaltung und Abwicklung des Vertragsverhältnisses erlangen, werden wir gegenüber jedem Dritten streng vertraulich behandeln (im Folgenden „Vertrauliche Informationen“).
2. Ausgenommen von dieser Vertraulichkeitsvereinbarung sind Informationen, die entweder zur Zeit ihrer Bekanntgabe oder danach öffentlich zugänglich und/oder bekannt werden oder zum Zeitpunkt der Bekanntgabe bereits bekannt sind.
3. Die Vertraulichkeitsverpflichtung findet keine Anwendung, soweit hierfür gesetzliche Offenlegungspflichten bestehen, etwa gegenüber Stellen der Börsenaufsicht, Regulierungsbehörden oder der Finanzverwaltung. In diesem Fall verpflichten wir uns, den Auftraggeber unverzüglich hierüber in Kenntnis zu setzen und ihm vorab schriftlich mitzuteilen, welche Vertraulichen Informationen an wen bekannt gegeben werden sollen.
4. Für den Fall, dass unserem Angebot nicht der Zuschlag erteilt wird, verpflichten wir uns, überlassene vertrauliche Informationen auf schriftliche Anforderung zurückzugeben sowie alle angefertigten Kopien und Vervielfältigungen zu vernichten.
5. Wir verpflichten uns sicherzustellen, dass die Vertraulichkeitsverpflichtung im Sinne von Ziffern 1. bis 4. auch von unseren Mitarbeitern und Angestellten sowie anderen Personen, die bei uns Zugang zu diesen Vertraulichen Informationen haben (zur Verschwiegenheit verpflichtete Berater), übernommen wird. Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit gemäß den vorstehenden Regelungen besteht unabhängig vom Fortschritt des Vergabeverfahrens sowie nach Zuschlagserteilung unbefristet das heißt auch über die Vertragslaufzeit fort.

(11) Das Angebot ist wie folgt einzureichen:
1. dieses Angebotsdeckblatt (ausgefüllt und unterschrieben)
2. als Anlage 1: Unternehmensbeschreibung
3. als Anlage 2: Referenzen (je Referenz eine Anlage)
4. als Anlage 3: Qualifikation des Personals (Personalprofile)
5. als Anlage 4: Erklärung für Bietergemeinschaften
6. als Anlage 5: Teil B – Leistungsbeschreibung
7. als Anlage 6: Teil C – Leistungsverzeichnis Los 1 – 3 (Preisblatt für jedes angebotene Los vollständig ausgefüllt)
8. als Anlage 7: Teil D – Ergänzende Vertragsbestimmungen
9. als Anlage 8: Teil D – Zusätzliche Vertragsbedingungen Dataport
10. als Anlage 9: Datenträger mit vollständigem Angebot 

Im Falle der Zuschlagserteilung gilt diese Auflistung gleichsam als Vertragshierarchie (in absteigender Reihenfolge, das heißt, dass beispielsweise das Angebotsdeckblatt Vorrang vor dem Teil B – Leistungsbeschreibung hat). 

Nachrangig dazu – also als Ziffer 11 – gelten die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen (VOB/B) und die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen (VOB/C) in der bei Vertragsschluss geltenden Fassung.

Die allgemeinen Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers sind ausgeschlossen.

Bitte halten Sie sich an die Hinweise zur Einreichung des Angebots. Bitte verwenden Sie sämtliche der folgenden Anlagen in der dargestellten Weise! Bitte verwenden Sie die mitversendeten Trennblätter sowie den Kennzeichnungszettel.

(12) Unser Angebot gilt mit Ablauf der Angebotsfrist bis zum Ablauf der Bindefrist (siehe oben angeführte Zeitpunkte). 

Ort, Datum
ORT, DATUM
[bookmark: _GoBack]     


______________________________________
(Unterschrift/en) 


Name Unterzeichner in Druckschrift:
NAME UNTERZEICHNER IN DRUCKSCHRIFT     


Kommunikationsdaten (bitte vollständig ausfüllen):


[bookmark: Text6]Name Ansprechpartner:	     
[bookmark: Text7]Anschrift:	     
[bookmark: Text8]	     
[bookmark: Text9]Telefon:	     
[bookmark: Text10]Telefax:	     
[bookmark: Text11]E-Mail:	     

Es ist ein zentraler Ansprechpartner zu benennen. Dieser gilt im gesamten Vergabeverfahren als Ansprechpartner für den Auftraggeber. Das bedeutet, dass der Auftraggeber sämtliche Kommunikation (insbesondere E-Mail Kommunikation) ausschließlich mit diesem Benannten führt.
Fällt der Ansprechpartner dauerhaft oder vorübergehend z.B. wegen Krankheit, Urlaub, Kündigung etc. aus, hat der Bewerber dies dem Auftraggeber unverzüglich mitzuteilen und eine andere natürliche Person als Ansprechpartner zu benennen. 
Die erstmalig im Antragsdeckblatt angegebene E-Mail-Adresse wird in einem solchen Fall bis zum Abschluss des Verfahrens weiterverwendet.
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